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Vorwort 

Das Rechtsinstitut der konkreten Normenkontrolle w i r f t  heute wie 
früher  eine Reihe von schwierigen Verfassungsrechtsfragen  auf. Wenn 
auch die meisten dieser Fragen inzwischen durch die vielfältigen Dar-
stellungen in der Wissenschaft weitgehend entwirrt werden konnten, 
glaubt der Verfasser  in der Überfülle von Schriften doch eine kleine 
Lücke entdeckt zu haben. Diese Lücke sucht die vorliegende Arbeit zu 
schließen. 

Die Untersuchung hat als Inaugural-Dissertation der Juristischen 
Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München vorgelegen. 
Nach Abschluß des Manuskripts wurde vom Bundestag und Bundesrat 
die 4. Novelle zum BVerfGG verabschiedet; diese Novelle konnte noch 
berücksichtigt werden. Neues Schrifttum ist bis zum Februar 1971 nach-
getragen. 

Es ist mir eine angenehme Pflicht, meinem verehrten Lehrer, Herrn 
Prof.  Dr. Peter Lerche, für die Anregung zu dieser Arbeit und für seine 
besonders sorgfältige Betreuung auch an dieser Stelle herzlich zu dan-
ken. Mein Dank gi l t auch den Herren Regierungsräten Dr. Peter Seißer 
und Dr. Arnul f  Brandstetter für fördernde  Gespräche und Ratschläge. 
Zu Dank bin ich außerdem dem Freistaat Bayern und dem DAAD ver-
pflichtet, die mir während meines Studiums ein Stipendium gewährten. 
Für die Aufnahme der Arbeit in der Reihe „Schriften zum öffentlichen 
Recht" und für die besondere Beschleunigung der Publizierung danke ich 
Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Johannes Broermann. 

München, im August 1971 
Young  Huh 
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Einleitung 

Das Problem der „konkreten  Normenkontrolle"  ist die Kernfrage  der 
modernen Verfassungsgerichtsbarkeit  und eine der zentralsten Staats-
rechtsfragen.  Dabei geht es um die Frage, ob der Fallrichter befugt ist, 
im Rahmen eines anhängigen Rechtsstreites die Verfassungsmäßigkeit 
einer anzuwendenden Gesetzesvorschrift  zu überprüfen  und ggf. eine 
seines Erachtens verfassungswidrige  Gesetzesvorschrift  außer Anwen-
dung zu lassen. 

Die Bejahung oder Verneinnung der richterlichen Prüfungsbefugnis 
und die Ausgestaltung der Normenkontrolle sind aber in besonderem 
Maße national bedingt und hängen mi t den jeweils gegebenen histori-
schen, sozialen und politischen Gegebenheiten der politischen Einheit 
aufs engste zusammen. Deshalb ergeben sich für eine rechtsvergleichende 
Untersuchung des Normenkontrollproblems Grenzen, wenn „die Rechts-
vergleichung auch den Zweck der besseren Erkenntnis des eigenen Rechts 
mitverfolgen" 1 soll. 

Die vorliegende Arbeit bezweckt auch keine Rechtsvergleichung im 
eigentlichen Sinne, sondern sie geht lediglich von der Erkenntnis aus, daß 
es unentbehrlich ist, um die Konstruktion der Normenkontrolle richtig 
zu verstehen, die Entwicklung der richterlichen Normenkontrolle sicht-
bar zu machen und die mi t der Normenkontrolle verknüpften Probleme 
genau zu untersuchen. Außerdem ist der Umstand ermutigend, daß die 
Typisierungstendenz  auf dem Gebiet der Normenkontrolle, soweit die 
rechtsvergleichende Betrachtung dies heute erkennen läßt, mitt lerweile 
so weit vorangetrieben wurde, daß es eine völ l ig atypische Ausgestaltung 
der Normenkontrolle selten gibt. Man kann ohnehin von zwei Grund-
typen der Normenkontrolle sprechen; der eine Typus ist die Normenkon-
trolle in Gestalt „diffuser" 2 Verwerfungsbefugnis,  und der andere ist die 
Normenkontrolle in Gestalt „monopolisierter"  Verwerfungsbefugnis.  Der 
erstere ist bekanntlich in den Vereinigten Staaten von Amerika entstan-
den und w i rd v. a. dort immer noch praktiziert. Der letztere hat in 
Österreich seinen Ursprung und findet heute in Westeuropa, insbesondere 
in der Bundesrepublik Deutschland, seine besondere Geltung. 

1 W. Schick,  AöR, Bd. 94 (1969), S. 353 ff.  (368). 
2 C. Schmitt,  Der Hüter, 1931, S. 18, Anm. 3. C. Schmitt verwendete dort den 

Ausdruck „diffuse  Inzidentkontrolle"  und schlug vor, das Wort „diffus"  als 
Bezeichnung des Gegensatzes zu einem bei einer einzigen Instanz konzentrier-
ten Prüfungsrecht  zu gebrauchen. 

2* 
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Ob die richterliche Normenkontrolle des koreanischen Verfassungs-
systems ein am deutschen oder amerikanischen Recht orientiertes Ver-
fassungsinstitut darstellt, ist zweifelhaft.  Die Normenkontrolle in Korea 
ist jedoch wegen ihrer mehrmaligen Umformung im Anfangsstadium 
steckengeblieben, während sie sich in der BRD und in den USA ihrer 
institutionellen Vollendung zu nähern scheint. Die im Rahmen der Nor-
menkontrollpraxis auftauchenden Streitfragen  sind besonders in der 
BRD Gegenstand vieler Betrachtungen und inzwischen weitgehend ge-
klärt. 

Diese fortentwickelte und viel praktizierte Verfassungsrechtslage  der 
BRD im Hinblick auf die Normenkontrolle, in der „sich der ,Bonner  Stil' 
abwägender belesener Juristenerfahrung  mi t seiner Neigung zum Per-
fektionismus der Streiterledigung in gewissem Ausmaß widerspiegelt"3, 
bietet sich für das Rechtsinstitut der Normenkontrolle in Korea als Vor-
bi ld an. In der Tat werden die Verfassungsrechtsprechung  und die Litera-
tur der BRD in Korea stark beachtet und als eine der beliebtesten Zitat-
quellen herangezogen. 

Dieses Phänomen macht es notwendig, bei der Untersuchung der Nor-
menkontrolle nach dem koreanischen Recht, zunächst zu klären, wie die 
Normenkontrolle in den Ursprungsländern, in den USA und in der BRD, 
gehandhabt w i rd und welche Probleme dabei relevant sind, bevor das 
Normenkontrollproblem in Korea betrachtet werden soll. 

Die vorliegende Arbeit ist aber von der Überzeugung ausgegangen, daß 
sich die Erfahrungen,  welche die USA und die BRD mit der richterlichen 
Normenkontrolle gemacht haben, nicht ohne weiteres auf die ganz anders 
gearteten koreanischen Verhältnisse übertragen lassen. Der unmittel-
baren Übernahme fremder  Ergebnisse stehen nicht nur die andersartige 
Konstruktion der koreanischen Normenkontrolle, die Verschiedenheit 
der materiellen Verfassungen und der jeweiligen Verfassungswirklich-
keit im Wege, sondern vor allem auch die Unterschiedlichkeit der verfas-
sungstheoretischen Traditionen. Die Lösungen, die in anderen Ländern 
für die Normenkontrolle gefunden wurden, sind deswegen für die Lösung 
der eigenen Normenkontrollprobleme nur von beschränkter Bedeutung. 
Bei der Untersuchung der jeweiligen Normenkontrollprobleme muß das 
jeweilige nationale Recht in den Mit telpunkt der Betrachtung gestellt 
werden. 

Der Aufbau  der vorliegenden Arbeit beruht gerade auf dieser Erkennt-
nis. Es soll vermieden werden, das deutsche und das koreanische Inst i tut 
der Normenkontrolle gleichzeitig oder parallel zu untersuchen. Im ersten 
Tei l w i rd deshalb ausschließlich das deutsche, auch in beschränktem Aus-
maß das nordamerikanische Recht, behandelt. Dabei werden primär die 

3 H. P. Ipsen, Die Nachprüfung, in: Beiträge, S. 19 ff.  (32). 
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institutionellen Grundlagen der Normenkontrolle untersucht und einige 
notwendige Feststellungen getroffen.  Der erste Teil beinhaltet daher an 
sich keine konkreten Lösungen des Normenkontrollproblems, sondern er 
dient vielmehr als Grundlegung der Darstellung des zweiten Teils. Er 
soll jedoch in einem umgrenzten Ausmaß auch zur Klärung einiger Pro-
bleme der konkreten Normenkontrolle, die einer weiteren wissenschaft-
lichen Klärung bedürfen 4, einen Beitrag leisten. Im zweiten Teil w i rd 
danach erörtert, wie das Zuständigkeitsproblem der Normenkontrolle in 
der koreanischen Verfassung geregelt ist und wie die Normenkontrolle 
von der herrschenden Lehre ausgelegt wird. Zum Schluß w i rd die eigene 
Auffassung  dargelegt. 

4 z. B. die Frage nach dem Rechtscharakter der Normenkontrol le: die Frage, 
ob das gesetzgeberische Unterlassen als solches zum Gegenstand der konkreten 
Normenkontrolle gemacht werden kann: und schließlich das Rückwirkungs-
problem der Verwerfungsentscheidung,  um nur einige Probleme zu nennen. 
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